
14. Rechtsanwaltsgebührenordnung

ren oder im wieder aufgenommenen Verfahren ge­
mäß § 11 erhält. _
(2) Für die Einreichung eines Gnadengesuchs, einer 
Anregung zur Strafaussetzung auf Bewährung sowie 
anderer Anträge und Anregungen im Rahmen der 
Verwirklichung von Maßnahmen der strafrechtli­
chen Verantwortlichkeit oder eines Antrages auf 
Entschädigung für Untersuchungshaft und Strafen 
mit Freiheitsentzug beträgt die Gebühr 20 M bis 
200 M.
(3) Beschränkt sich die Tätigkeit eines nicht mit der 
Verteidigung beauftragten Rechtsanwalts auf die 
Anfertigung von Anträgen und Gesuchen, beträgt 
die Gebühr 20 M bis 100 M.

§ 13
Gebühren bei 
Schadenersatzansprüchen
(1) Die Tätigkeit des Verteidigers zur Wahrneh­
mung der Rechte und Interessen des Beschuldigten 
oder des Angeklagten hinsichtlich eines im Strafver­
fahren geltend gemachten Schadenersatzanspruchs 
ist bei der Bemessung der Gebühr für seine Tätigkeit 
als Verteidiger angemessen zu berücksichtigen. Eine 
weitere Gebühr steht dem Rechtsanwalt für seine 
Tätigkeit nicht zu.
(2) Wird der Rechtsanwalt nach Verweisung der Sa­
che zur weiteren Verhandlung über den Schadener­
satzanspruch (§ 242 Abs. 5 oder § 271 Absätze 4 und 
5 StPO) als Prozeßbevollmächtigter des Beschuldig­
ten oder des Angeklagten wegen desselben An­
spruchs tätig, erhält er dafür die Vcrhandlungsgc- 
bühr.
(3) Für die Vertretung des Geschädigten im Straf­
verfahren stehen dem Rechtsanwalt die Gebühren 
nach den §§5 bis 7 zu. Im Falle der Verweisung der 
Sache zur weiteren Verhandlung über den Schaden­
ersatzanspruch (§242 Abs. 5 oder §271 Absätze 4 
und 5 StPO) stehen dem bereits im Strafverfahren als 
Prozeßbevollmächtigter des Geschädigten tätig ge­
wesenen Rechtsanwalt wegen desselben Anspruchs 
diese Gebühren nicht erneut zu.
(4) Betrifft ein Rechtsmittelverfahren nur den Scha­
denersatzanspruch, entstehen für die Vertretung des 
Angeklagten oder des Geschädigten die Gebühren 
des §9.

IV.
Gebührenvereinbarungen

§ 14
(1) Rechtsanwalt und Auftraggeber können eine 
von den Vorschriften dieser Ordnung abweichende 
Gebührenhöhe oder einen bestimmten Betrag zur 
Abgeltung der Gebührenansprüche vereinbaren. 
Die Vereinbarung muß den nach Umfang und 
Schwierigkeit der Sache erforderlichen Arbeitsauf­
wand angemessen berücksichtigen.

(2) Das Kollegium der Rechtsanwälte und der Auf­
traggeber können vereinbaren, daß für die ständige 
Bearbeitung von Rechtsangelegenheiten und die 
ständige juristische Beratung und Vertretung eine 
der Höhe und dem Zeitraum nach bestimmte Vergü­
tung zu zahlen ist. Bei der Festlegung der Vergütung 
ist der durch die Betreuung bedingte Arbeitsauf­
wand maßgebend. Mit dieser Vergütung wird auch 
die Vertretung im Verfahren vor Gericht oder ande­
ren staatlichen Organen abgegolten, sofern in der 
Vereinbarung nichts anderes bestimmt ist.
(3) Gebührenvereinbarungen sind schriftlich zu 
treffen. Auf die erforderliche Schriftform kann sich 
nicht berufen, wer eine mündliche Vereinbarung 
vorbehaltlos erfüllt hat.

§ 15
(1) Bei der Wahrnehmung von Rechtsangelegenhei­
ten im Ausland oder von Rechten und Interessen 
ausländischer Auftraggeber in der Deutschen De­
mokratischen Republik sind bei der Bemessung der 
Gebühren außer dem durch Umfang und Schwierig­
keit der Sache bedingten Arbeits- und Zeitaufwand 
auch die erforderlichen Spezial- und Sprachkennt- 
nisse sowie die Bedeutung und Dringlichkeit der Sa­
che in der Gebührenvereinbarung zu berücksichti­
gen. Zulässig ist auch die Vereinbarung einer Ge­
bühr in Höhe eines bestimmten Prozentsatzes vom 
erreichten Ergebnis.
(2) Die Zahlung der Gebühren und die Erstattung 
der Auslagen können in ausländischer Währung ver­
einbart werden, wenn die nach den Gesetzen der 
Deutschen Demokratischen Republik erforderliche 
devisenrechtliche Genehmigung vorliegt.

V.
Berechnung und Geltendmachung 

§ 16
Fälligkeit, Vorschuß
(1) Die Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts 
werden nach Beendigung seiner Tätigkeit zur Erfül­
lung des Auftrages fällig. Ist ein gerichtliches Ver­
fahren anhängig, tritt die Fälligkeit auch ein, wenn 
über die Pflicht zur Kostentragung entschieden 
wurde oder das Verfahren in der jeweiligen Instanz 
beendet ist.
(2) Nach Fälligkeit hat der Rechtsanwalt dem Auf­
traggeber eine Rechnung über die Gebührenansprü­
che und die zu erstattenden Auslagen zu erteilen. Sie 
muß die Bezeichnung der Gebühr und die entspre­
chende Bestimmung der Gebührenordnung sowie 
die Unterschrift des Rechtsanwalts enthalten.
(3) Für die Ausführung eines Auftrages kann der 
Rechtsanwalt in Strafsachen einen angemessenen 
Kostenvorschuß, in sonstigen Rechtsangelegenhei­
ten einen Kostenvorschuß bis zur Höhe der Bearbei-
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